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der Form darauf hinwirken, daß in den Untersuchungsergeb­
nissen die Ehrlichkeit und Bereitschaft des Straftäters zur 
Mitarbeit exakt nachgewiesen und somit der Bewertung durch 
Staatsanwalt und Gericht zugänglich gemacht wird.

2. In dem Maße, wie die Bereitschaft von Straftätern zu- 
nimmt, an der Aufklärung ihrer Straftaten mitzuwirken, 
wird auch die Verantwortung der Staatsanwaltschaft und der 
Gerichte bezüglich einer differenzierten Anwendung des 
Strafrechts größer. Daraus ergeben sich zwei Konsequenzen: 

Erstens muß das Verhalten jenes Straftäters Anerkennung 
finden, der ehrlich und bereit ist, an der umfassenden Auf­
klärung der Straftat mitzuwirken, Hintergründe und Zusam­
menhänge zu offenbaren bzw. Hinweise auf weitere Straf­
taten zu geben. Dafür bietet unser Strafrecht ausreichende 
Möglichkeiten.

Zweitens dürfen unsere Entscheidungen nicht nur in Rich­
tung auf die Erziehung des Täters wirken, sondern sie müs­
sen auch von der Öffentlichkeit verstanden werden. Dazu 
bedarf es einer besonders zielgerichteten Öffentlichkeitsar­
beit.

In diesem Zusammenhang wind berechtigt die Frage auf­
geworfen, was wir unter „Ehrlichkeit und Bereitschaft, an 
der Aufdeckung von Straftaten mitzuwirken“, verstehen. In 
der Berliner Untersuchung wurden dazu folgende Hinweise 
gegeben:
— Der Täter erstattet Selbstanzeige zu einem Zeitpunkt, zu 

dem weder bei den Untersuchungsorganen noch bei an­
deren Stellen Kenntnis über die Straftat bzw. Straftaten 
vorliegt.

— Im Rahmen des Ermittlungsverfahrens offenbart der Tä­
ter weitere Straftaten, die ohne sein Dazutun unbekannt 
geblieben wären.

— Der Täter gibt Hinweise auf weitere Mittäter oder Tatbe­
teiligte und hilft damit aktiv bei der Aufklärung der ge­
samten Straftaten.

— Der Täter hilft bei der Gegenüberstellung mit nichtgestän­
digen Tätern den Gesamtumfang der Straftaten aufzu­
klären.

— Der Täter ersetzt unverzüglich den dem sozialistischen 
Eigentum zugefügten Schaden oder unternimmt alle ihm 
möglichen Anstrengungen, - den Schaden baldmöglichst 
wiedergutzumachen.

— Der Täter offenbart weitere Nutznießer aus den Straf­
taten, die ohne seine Mitwirkung nicht bekannt geworden 
wären.
Aus dieser Aufzählung verschiedener Formen an der Mit­

wirkung von Straftaten zur Aufklärung von Straftaten er­
gibt sich eine Reihe von Verpflichtungen für die Staatsan­
wälte.

Zunächst muß darauf hingewiesen werden, daß man die 
Bereitschaft des Täters zur aktiven Mitarbeit nicht dem 
Selbstlauf überlassen darf. Das heißt, daß der Täter auf sein 
Recht, am Strafverfahren mitzuwirken, hinzuweisen ist und 
ihm die Möglichkeiten hierzu aufzuzeigen sind. Es ist jedoch 
nachdrücklich zu betonen: Der Täter muß aus freier Ent­
scheidung zur aktiven Mitarbeit gelangen, es dürfen ihm 
keine Vorteile in Aussicht gestellt werden.

Von großer Bedeutung ist es, daß im Ermittlungsverfah­
ren auch jene Motive herausgearbeitet werden, aus denen 
heraus sich der Täter zur aktiven Mitwirkung entschließt. 
Das heißt, wir müssen uns darüber Kenntnis verschaffen, ob 
es sich nur um ein ausgesprochenes Zweckverhalten des Tä­
ters handelt, ob es ein Ausdruck von Reue ist oder ob es 
auf der Einsicht in die Gesellschaftswidrigkeit des straf­
baren Handelns bzw. auf der Erkenntnis seiner Verantwor­
tung gegenüber der Gesellschaft beruht.

Es ist an der Zeit, daß diese Erkenntnisse aus Untersuchun­
gen in der Hauptstadt der DDR durch weitere praktisch-wis­
senschaftliche Analysen vertieft werden.
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Die Rückfallkriminalität zu verringern und erfolgreicher mit 
disziplin- und integrationsschwierigen Tätern zu arbeiten, 
hängt erheblich auch von den Prozessen der Wiedereingliede­
rung nach einer Freiheitsstrafe ab.1 Dabei geht es sowohl um 
eine wirksamere Anwendung vorhandener Regelungen und 
bewährter Erfahrungen in der Praxis als auch um die Diskus­
sion weiterführender Wirkungsvoraussetzungen. Im Blick 
muß sich das Gesamtsystem der Wiedereingliederung befin­
den — die allgemeinen Maßnahmen nach dem Wiedereinglie­
derungsgesetz, die eventuelle Übernahme in eine Betreuung 
als kriminell Gefährdeter nach der GefährdetenVO, die staat­
liche Kontroll- und Erziehungsaufsicht nach § 249 Abs. 5 
StGB, die Maßnahmen nach §§ 47, 48 StGB und schließlich die 
u. U. notwendige strafrechtliche Ahndung einer Verletzung 
der zuletzt genannten Maßnahmen gemäß § 238 StGB.

Untersuchungen in den letzten Jahren haben bestätigt, daß 
spezielle strafrechtliche Wiedereingliederungsmaßnahmen ein 
notwendiges Element im Gesamtsystem der Wiedereingliede­
rung darstellen, andererseits jedoch hinsichtlich ihrer Wir­
kungsbedingungen, Möglichkeiten und Grenzen zu überden­
ken sind, um sie erfolgreicher ednsetzen zu köfinen. Ein deut­
licher Fortschritt auf diesem Weg wurde durch Orientierun­
gen der zentralen Organe der Strafrechtspflege im Jahre 1981 
ausgelöst. Anschließende Untersuchungen haben diese Posi­
tionen untersetzt oder weitergeführt. Für die praktische An­
wendung scheinen uns die im folgenden dargelegten Ergeb­
nisse bedeutsam.

Rechtspolitische Funktion
strafrechtlicher Wiedereingliederungsmaßnahmen

Der besondere Charakter strafrechtlicher Wiedereingliede­
rungsmaßnahmen äußert sich darin, daß neben den notwen­

digen Tatbezug in einem besonderen Maße die diesen Bezug 
überschreitende Persönlichkeit des Täters tritt; sie sind keine 
Maßnahmen strafrechtlicher Verantwortlichkeit, können aber 
für den Betroffenen teilweise beachtliche Einschränkungen 
bringen. Der Bezug zur Straftat greift insofern durch, als 
erneute Straffälligkeit die Anwendung dieser Maßnahmen 
begründet (§§ 47 Abs. 1, 48 Abs. 1 Ziff. 1 StGB) oder eine be­
stimmte Angriffsrichtung vorliegt (§ 48 Abs. 2 StGB) oder be­
stimmte Auflagen von der Straftat abgeleitet sind (z. B. Ort, 
Art und Weise, Mittel und Methoden), insbesondere aber, 
wenn ein Zusammenhang der Straffälligkeit mit vom Täter 
zu vertretenden Mängeln in der vergangenen oder zu erwar­
tenden Wiedereingliederung vorliegt (§§ 47 Abs. 1, 48 Abs. 1 
Ziff. 2 StGB).

In der Entscheidungspraxis dominiert das letztgenannte 
Kriterium, d. h. die Anwendung der Wiedereingliederungs­
maßnahmen wird primär aus der Persönlichkeit des Täters 
begründet. Das ist keineswegs als kritikwürdige Abweichung 
vom notwendigen Tatbezug anzusehen, vielmehr wird damit 
auf die Tatsache reagiert, daß im allgemeinen Rahmen be­
stimmter Tatvoraussetzungen eine bestimmte Tätergruppe 
solcher Maßnahmen bedarf, die über den Tatbezug hinaus 
aus der „sonstigen“ Persönlichkeit, d. h. aus ihrer Fähigkeit 
und Bereitschaft zu künftig normgemäßem Verhalten begrün­
det sind.

Die subjektiven Voraussetzungen erfolgreicher Wiederein- 1

1 Diese Zusammenhänge sind in den letzten Jahren von verschie- 
dener Warte her untersucht worden, so im Rahmen von Forschun­
gen der Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft und der 
Humboldt-Universität zur kriminellen Asozialität sowie zu Tätern 
mit erheblichen Integrations- und Disziplinschwierigkeiten, von 
Analysen der Justizorgane zur Anwendung der §§ 47, 48, 238 StGB 
sowie von eigenen Untersuchungen zur Rückfallkriminalität und 
in jüngerer Zeit zu den strafrechtlichen Wiedereingliederungsmaß­
nahmen.


